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VERWALTUNGSVEREINBARUNG

Die Bundesrepublik Deutschland,

vertreten durch

das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

 – nachstehend „Bund“ genannt –

und

das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein,

der Freistaat Thüringen

nachstehend „Länder/Land“ genannt 

schließen folgende Verwaltungsvereinbarung Fonds Frühe Hilfen (VV):

FONDS FRÜHE HILFEN
(gem. § 3 Absatz 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz)

ÜBER DIE 
BUNDESSTIFTUNG FRÜHE HILFEN
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PRÄAMBEL

Alle Kinder haben ein Recht auf ein gesundes und gewaltfreies Aufwachsen. 

Säuglinge und Kleinkinder sind besonders verletzlich und damit schutzbedürf-

tig. Die ersten Lebensmonate und -jahre sind von herausragender Bedeutung für 

die gesamte weitere Entwicklung des Kindes. Gerade in dieser Zeit ist es wichtig, 

(werdende) Eltern zu unterstützen, um die Eltern-Kind-Beziehung förderlich zu 

gestalten.

Der Gesetzgeber hat zur Verwirklichung dieses Ziels in § 3 Absatz 4 des Gesetzes 

zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) festgelegt, dass der 

Bund einen auf Dauer angelegten Fonds zur Sicherstellung der Netzwerke Frü-

he Hilfen und der psychosozialen Unterstützung von Familien (mit Säuglingen 

und Kleinkindern von 0–3 Jahren) einrichtet. Der Bund sichert aufbauend auf 

den Ergebnissen der zuvor durchgeführten Bundesinitiative Frühe Hilfen damit 

bundesweit und nachhaltig vergleichbare und qualitätsgesicherte Unterstüt-

zungs- und Netzwerkstrukturen im Bereich der Frühen Hilfen. Im Hinblick auf 

ein bundesweit gleichwertiges Unterstützungsniveau werden Strukturen und 

Angebote der Frühen Hilfen in den Ländern und Kommunen gesichert, ergänzt 

und fortentwickelt, nicht aber substituiert. Der Fonds wird mittels einer nicht-

rechtsfähigen Stiftung des Privatrechts umgesetzt. 

Frühe Hilfen sind niedrigschwellige und freiwillige Angebote für Familien. Sie 

richten sich insbesondere an (werdende) Eltern und Familien, die aufgrund 

von unterschiedlichen psychosozialen Belastungen einen erhöhten Beratungs- 

und Unterstützungsbedarf haben, aber häufig nur schwer einen Zugang zu 

Unterstützungsangeboten finden. Hier haben sich vor allem niedrigschwellige, 

familienaufsuchende Angebote wie beispielsweise von Familienhebammen und 

vergleichbar qualifizierten Fachkräften aus dem Gesundheitsbereich bewährt. 

Die Maßnahmen Früher Hilfen bewegen sich im Bereich der Primär- und Se-

kundärprävention. Die Förderung von Maßnahmen im tertiären Bereich (u. a. 

als Hilfen zur Erziehung) ist nicht Gegenstand der Frühen Hilfen im Sinne die-

ser Verwaltungsvereinbarung. Fachkräfte in den Frühen Hilfen stärken die Ent-

wicklung der Beziehungs- und Erziehungskompetenzen von Eltern und nehmen 

auch Gefahren für die Kinder rechtzeitig wahr und gestalten - unter Einbezug 

der Eltern – mit dem Jugendamt den Übergang zu den Hilfen, die weitergehende 

Unterstützung bieten und das Kindeswohl sichern.
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Zur besseren Versorgung von Familien mit psychosozialen Unterstützungsleis-

tungen ist die Vernetzung unterschiedlicher Akteure aus den relevanten Leis-

tungssystemen (Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheitswesen, Frühförderung, 

Schwangerschaftsberatung usw.) besonders wichtig. In Netzwerken Frühe Hil-

fen wird die Zusammenarbeit koordiniert, damit Familien frühzeitig Zugänge 

zum Hilfesystem erhalten sowie systematisch und entsprechend ihrem Unter-

stützungsbedarf zu den lokalen Einrichtungen und Diensten weitervermittelt 

werden. Dazu kann auch die Gestaltung von Übergängen zu Anschlusshilfen 

gehören, um die bei Eltern und Kindern erzielten positiven Effekte Früher Hil-

fen aufrecht zu erhalten und die Entwicklungschancen der Kinder nachhaltig zu 

verbessern. Bundeszentrales Entwicklungsziel ist es, Frühe Hilfen zukünftig in 

ein auf Dauer angelegtes, integriertes Versorgungssystem einzubetten.

Der Fonds orientiert sich an den Prinzipien des vom Nationalen Zentrum Frühe 

Hilfen mit seinem Beirat entwickelten „Leitbild Frühe Hilfen“1. Die im Rahmen 

der Bundesinitiative Frühe Hilfen von Bund, Ländern und Kommunen entwi-

ckelten Qualitätskriterien (wie zum Beispiel Kompetenzprofile und Empfehlun-

gen) und wissenschaftlichen Erkenntnisse, insbesondere gewonnen durch die 

Begleitforschung des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen, bilden die Basis für 

Qualitätsentwicklung und Innovation in den Frühen Hilfen. Frühe Hilfen wer-

den vor diesem Hintergrund gemeinsam von Bund, Ländern und Kommunen in 

einem fortlaufenden, empirisch basierten Qualitätsentwicklungsprozess weiter-

entwickelt. 

1  Nationales Zentrum Frühe Hilfen 
(Hrsg.) (2014): Leitbild Frühe  
Hilfen. Beitrag des NZFH-Beirates. 
Köln

 
PRÄAMBEL
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(1) Der Bund errichtet in Erfüllung der in der Präambel genannten Ziele eine 

nichtrechtsfähige Stiftung des Privatrechts, die den Anforderungen des  

Gemeinnützigkeitsrechts entspricht.  

(2) Träger der Stiftung ist das Bundesministerium für Familie, Senioren,  

Frauen und Jugend, vertreten durch eine Geschäftsstelle. 

(3) Die Stiftung trägt den Namen „Bundesstiftung Frühe Hilfen“. 

(4) Einzelheiten regelt die Satzung.

RECHTSFORM, TRÄGER, NAMEARTIKEL 1
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ARTIKEL 2
(1) Zweck der Stiftung ist es, die Aufgaben des § 3 Absatz 4 KKG umzusetzen. 

(2) Die Höhe der Finanzmittel richtet sich nach § 3 Absatz 4 Satz 3 KKG i. V. 

m. dem jährlichen Haushaltsgesetz des Bundes. Die Mittel sind wirtschaft-

lich und sparsam zu verwenden (§ 7 BHO). Die Stiftungsmittel werden für 

Leistungen nach Artikel 3 Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 bis 6 ab dem 1. Januar 2018 

nach Maßgabe des Artikel 4 Absatz 2 Satz 1 eingesetzt. Bis zu diesem Zeit-

punkt gelten die Regelungen der Verwaltungsvereinbarung über die Bun-

desinitiative Netzwerke Frühe Hilfen und Familienhebammen in ihrer letz-

ten Fassung mit Ausnahme ihres Artikels 14 (Inkrafttreten und Laufzeit) 

fort. Für Aufwendungen der Geschäftsstelle (vgl. Artikel 3 Absatz 1 Satz 3 

Nr. 6) stehen bereits in 2017 nach Maßgabe des Artikel 4 Absatz 2 Satz 2 

anteilig Mittel zur Verfügung.  

(3) Von Finanzmitteln, die von der Stiftung bis zum Abschluss eines Haus-

haltsjahres nicht für die Erfüllung des Stiftungszweckes ausgegeben worden 

sind, kann eine Rücklage gebildet werden, die im darauffolgenden Jahr zur 

Verfügung steht. 

(4) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von dritter Seite anzunehmen. 

Die Annahme bedarf der Zustimmung der Steuerungsgruppe. Die Annah-

me darf nur erfolgen, wenn damit keine Auflagen verbunden sind, die den 

Erfolg des Stiftungszweckes beeinträchtigen.

 
STIFTUNGSZWECK 
UND -VERMÖGEN



ARTIKEL 3
(1) Die Stiftung sichert die bundesweite Umsetzung der Frühen Hilfen. Sie 

unterstützt die Etablierung von Netzwerken Frühe Hilfen und die psycho-

soziale Unterstützung von Familien im Bereich Früher Hilfen im gesamten 

Bundesgebiet. Die Stiftungsmittel werden daher eingesetzt für 

1. Maßnahmen zur Sicherstellung der Netzwerkstrukturen in den Frühen 

Hilfen, die Voraussetzung für die spezifischen Angebote im Bereich der 

Frühen Hilfen sind,

2. Maßnahmen zur psychosozialen Unterstützung von Familien durch 

spezifische Angebote Früher Hilfen, 

3. Erprobung innovativer Maßnahmen und Implementierung erfolgrei-

cher Modelle im Bereich der Frühen Hilfen, 

4. fachliche Koordinierung und Maßnahmen der Qualitätssicherung und 

-entwicklung in den Ländern (vgl. Artikel 5 VV),

5. das Nationale Zentrum Frühe Hilfen (NZFH) und bundeseinheitliche 

Maßnahmen der Qualitätssicherung und -entwicklung des NZFH (vgl. 

Artikel 8 VV),

6. Aufwendungen der Geschäftsstelle, die der Verwaltung und der Durch-

führung der Aufgaben der Stiftung dienen (vgl. Artikel 6 VV).

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 werden an fachlich abgesicher-

ten und bundeseinheitlichen Qualitätskriterien ausgerichtet, die durch die 

Qualitätssicherung und -entwicklung auf Bundes- und Landesebene nach 

Absatz 1 Nr. 4 bis 5 sowie durch Leistungsleitlinien konkretisiert werden. 

(3) Die unter Absatz 1 Nr. 1 bis 3 fallenden Maßnahmen sind ausschließlich 

solche, die nicht schon am 1. Januar 2012 bestanden haben, und erfolg-

reiche modellhafte Ansätze, die als Regelangebot ausgebaut wurden und 

werden. 

 
LEISTUNGEN
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KOSTENTRAGUNG

(1) Zur Erfüllung des Stiftungszwecks werden aus dem Stiftungsvermögen 

Leistungen gemäß Artikel 3 Absatz 1 finanziert. Grundlage dafür ist ein 

jährlicher Wirtschaftsplan, der der Steuerungsgruppe zur Genehmigung 

vorzulegen ist. 

(2) Das Stiftungsvermögen wird ab dem 1. Januar 2018 wie folgt verwendet:

1. für die Umsetzung von Artikel 3 Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 bis 3 werden 

44.120.000 € p. a. zur Verfügung gestellt,

2. für die Umsetzung von Artikel 3 Absatz 1 Satz 3 Nr. 4 werden 2.880.000 €  

p. a. zur Verfügung gestellt,

3. für die Umsetzung von Artikel 3 Absatz 1 Satz 3 Nr. 5 werden 3.700.000 € 

p. a. zur Verfügung gestellt,

4. für die Umsetzung von Artikel 3 Absatz 1 Satz 3 Nr. 6 werden 300.000 € 

p. a. für Aufwendungen der Geschäftsstelle zur Verfügung gestellt.

Darüber hinaus stehen der Stiftung in 2017 anteilige Kosten für die Ge-

schäftsstelle in Höhe von 70.000 € zur Verfügung. Der Übergang von der 

Bundesinitiative Frühe Hilfen zur Bundesstiftung erfolgt abrechnungs-

technisch zum 1. Januar 2018.  

(3) Im Jahr 2018 gilt der Verteilschlüssel für Maßnahmen nach Artikel 3 Absatz 

1 Satz 3 Nr. 1 bis 3 entsprechend Tabelle I. Die dem Verteilschlüssel zugrun-

de liegenden Daten werden in einem dreijährigen Turnus erstmals für das 

Jahr 2019 aktualisiert. Durch einen Beschluss der Steuerungsgruppe wird 

Tabelle I entsprechend angepasst. Die Mittelverteilung für Maßnahmen 

nach Artikel 3 Absatz 1 Satz 3 Nr. 4 gilt entsprechend Tabelle II. Tabellen I 

und II sind Bestandteil der VV.  

Ab dem 1. Januar 2019 kann die Verteilung der Mittel für Maßnahmen 

nach Artikel 3 Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 bis 3 nach einem alternativen Verteil-

schlüssel erfolgen. Dieser setzt einen Beschluss der JFMK im Einvernehmen 

mit dem Bund voraus. Auf dieser Basis beschließt die Steuerungsgruppe 

die Anpassung der Tabelle I, die damit Bestandteil der VV wird. Der Ver-

teilschlüssel berücksichtigt die spezifische Zielgruppe im Bereich der Frühe 

Hilfen (vgl. Präambel der VV). Solange kein alternativer Verteilschlüssel 

beschlossen wurde, gilt der bisherige Verteilschlüssel fort.  

(4) Die Verwendung der Mittel erfolgt entsprechend dem Zweck der Stiftung 

und gemäß den Leistungsanforderungen nach Artikel 3. Auf das Erhebungs- 

recht des Bundesrechnungshofes gemäß § 91 BHO wird verwiesen.

ARTIKEL 4



ARTIKEL 5
(1) Zentrale Aufgabe der Koordinierungsstellen der Länder ist die Koordi-

nierung und Begleitung der Umsetzung der Maßnahmen nach Artikel 3 

Absatz 1 Nr. 1 bis 4. Für die Umsetzung dieser Maßnahmen gilt das Haus-

haltsrecht des jeweiligen Landes. Die Länder ermöglichen landesintern eine 

flächendeckende Partizipation der kommunalen Gebietskörperschaften.  

(2) Die Koordinierungsstellen tragen zur Sicherung und Entwicklung der 

Qualität in den Frühen Hilfen bei. Zur Sicherung eines bundesweit einheit-

lichen Qualitätsstandards arbeiten sie verbindlich mit dem NZFH zusam-

men und unterstützen dessen Aufgabenerfüllung. Hierzu stellen sie dem 

NFZH entsprechende Daten zu Maßnahmen im Land zur Verfügung. 

(3) Die Länder stellen zur Wahrung von Ziel und Zweck der Stiftung den  

länderübergreifenden Austausch sicher (vgl. Artikel 8 Absatz 2 Nr. 3).  

(4) Die Länder legen zur Erreichung der in der Präambel genannten Ziele 

und des Stiftungszwecks ihre länderspezifischen Gesamtkonzepte vor. 

Diese werden entsprechend den Entwicklungen in den Ländern und auf 

der Grundlage des wissenschaftlichen Berichtes des NZFH alle drei Jahre 

beginnend mit dem 30. Juni 2021 mit Wirkung für den 1. Januar des Folge-

jahres fortgeschrieben.

 
KOORDINIERUNG  
IN DEN LÄNDERN

8
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(1) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Stif-

tungsverwaltung) verwaltet das Stiftungsvermögen als Sondervermögen. 

Hierzu richtet die Stiftungsverwaltung eine Geschäftsstelle ein. 

(2) Aufgabe der Geschäftsstelle ist es, das Stiftungsvermögen zu verwalten und 

die Leistungen nach Maßgabe der Satzung, der Leistungsleitlinien sowie der 

Beschlüsse der Steuerungsgruppe auf der Grundlage des jährlichen Wirt-

schaftsplanes zu erbringen. Darüber hinaus wird sie prüfen, ob die Maß-

nahmen den Anforderungen gemäß Artikel 3 entsprechen, sowie ob eine 

Verwendung von Stiftungsmitteln für Maßnahmen in der ausschließlichen 

Zuständigkeit der Länder erfolgt ist. Hierzu übersenden die Länder der Ge-

schäftsstelle innerhalb von sieben Monaten nach Abschluss des jeweiligen 

Geschäftsjahres einen qualifizierten zahlenmäßigen Nachweis über die Ver-

wendung der Mittel. Der Nachweis umfasst eine zahlenmäßige Übersicht 

über die Leistungen gemäß Artikel 3 und ergänzende Erläuterungen zu den 

einzelnen Kostenpositionen. Bei nicht zweckentsprechender Verwendung 

von Stiftungsmitteln nach Maßgabe des Artikels 4 Absatz 4 fordert die  

Geschäftsstelle die ausgezahlten Mittel nebst Zinsen zurück.  

(3) Die jährlichen Zahlungen an die Länder durch die Geschäftsstelle erfolgen 

auf der Grundlage der Gesamtkonzepte und einer jährlich zu Beginn des 

Jahres zu aktualisierenden zahlenmäßigen Übersicht über die geplanten 

Leistungen. Die Zahlungen an die Länder erfolgen bedarfsgerecht. 

(4) Einzelheiten regelt die Satzung.

 
 
GESCHÄFTSSTELLEARTIKEL 6



ARTIKEL 7
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(1) Die Steuerungsgruppe nimmt die Aufgaben der Steuerung und Kontrolle 

der Stiftung wahr.

(2) Einzelheiten regelt die Satzung.

 
 
STEUERUNGSGRUPPE
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(1) Die Stiftung unterhält zur Unterstützung der Sicherstellung des Stiftungs-

zweckes ein Nationales Zentrum Frühe Hilfen (NZFH). Dieses steht in der 

Trägerschaft der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA). 

Die BZgA kooperiert hinsichtlich des NZFH in den Bereichen Forschung 

und Qualitätsentwicklung der Frühen Hilfen mit dem Deutschen Jugend-

institut e. V. (DJI).

(2) Zu den Aufgaben des NZFH gehören insbesondere:

1. Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der Maßnahmen nach 

Artikel 3 Absatz 1 Nr. 1 bis 3 durch deren Begleitung und Evaluierung,

2. Entwicklung und modellhafte Erprobung von innovativen Ansätzen in 

den Frühen Hilfen zur Schließung von Versorgungslücken und Weiter-

entwicklung von Angeboten,

3. Sicherung und Weiterentwicklung der Qualität der Maßnahmen im Sin-

ne des Stiftungszwecks in enger Kooperation mit den Landeskoordinie-

rungsstellen durch Dauerbeobachtungen, Transfer in die Praxis, Koordi-

nation des länderübergreifenden Austausches mit den Ländern und den 

kommunalen Gebietskörperschaften sowie durch Öffentlichkeitsarbeit. 

Damit stellt die Stiftung auch sicher, dass ein bundesweit einheitliches 

Qualitätsniveau im Bereich Früher Hilfen im Sinne der Präambel ge-

währleistet wird.

(3) Das NZFH veröffentlicht alle drei Jahre beginnend mit dem 31. Dezem-

ber 2020 einen wissenschaftlichen Bericht unter Berücksichtigung von § 7 

BHO. Dabei werden die Erfahrungen aus den Ländern durch Berichte aus 

den Koordinierungsstellen sowie Erfahrungen aus den Kommunen mit-

einbezogen. Auf dieser Grundlage kann die Steuerungsgruppe inhaltliche 

Anpassungen der Leistungsleitlinien vornehmen. 

(4) Die Länder stellen sicher, dass die kommunalen Gebietskörperschaften die 

notwendigen Daten zu den geförderten Maßnahmen (vgl. Artikel 3 Absatz 1  

Nr. 1 bis 3 VV) für die Begleitung bereitstellen. Die konkreten Erhebungs-

gegenstände und Verfahren der Datenerhebung werden unter Beachtung 

der datenschutzrechtlichen Bestimmungen in der Steuerungsgruppe fest-

gelegt.

 
QUALITÄTSSICHERUNG UND 
-ENTWICKLUNG, NATIONALES 
ZENTRUM FRÜHE HILFENARTIKEL 8



12

ARTIKEL 9
(1) Zur Unterstützung der Arbeit der Stiftung und der Arbeit des NZFH wird 

beim NZFH ein Beirat eingerichtet. 

(2) An den Sitzungen des Beirates können auch die Mitglieder der Steuerungs-

gruppe und der Geschäftsstelle teilnehmen.

 
 
BEIRAT BEIM NZFH

Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stiftung unterliegen der Prüfung 

durch den Bundesrechnungshof.

 
 
RECHNUNGSPRÜFUNGARTIKEL 10



ARTIKEL 11
 
 
KÜNDIGUNG
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(1) Jedes Land ist berechtigt, durch schriftliche Kündigung den Austritt aus 

dieser Vereinbarung zu erklären. Die Kündigungsfrist beträgt zwei Jahre 

zum Ende des Kalenderjahres. Die Laufzeiten mit den anderen Ländern 

bleiben davon unberührt. Dem Bund steht ebenso ein Kündigungsrecht 

nach Satz 1 mit der Frist nach Satz 2 zu. § 3 Absatz 4 KKG bleibt unberührt. 

(2) Wird die Vereinbarung vom Bund oder von allen Ländern gekündigt, 

erlischt die Vereinbarung mit dem Wirksamwerden der Kündigung. Mit 

Erlöschen der Vereinbarung wird die Stiftung beendet. Das Vermögen der 

Stiftung fällt an den Errichter der Stiftung zurück, der es unmittelbar und 

ausschließlich für die in § 3 Absatz 4 KKG genannten gemeinnützigen und 

mildtätigen Zwecke zu verwenden hat. Die Abwicklung der Stiftung erfolgt 

durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 

(3) Kündigt eine Vertragspartei die Vereinbarung, dürfen die bis zum Zeit-

punkt des Wirksamwerdens der Kündigung erhaltenen Daten von ihr wei-

terhin genutzt werden. Sie erhält ab dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

der Kündigung keine Aktualisierungen und Ergänzungen der Daten mehr. 
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INKRAFTTRETEN

(1) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung zum 1. Oktober 2017 in Kraft. Bis 

zum 1. Januar 2018 gelten parallel dazu die Regelungen der Verwaltungs-

vereinbarung über die Bundesinitiative Netzwerke Frühe Hilfen und Fa-

milienhebammen in ihrer letzten Fassung mit Ausnahme ihres Artikels 14 

(Inkrafttreten und Laufzeit) fort. 

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder 

werden, wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht 

berührt. Die Vereinbarungspartner werden in diesem Fall die unwirksame 

Bestimmung durch eine andere ersetzen, die dem Sinn und Zweck der weg-

gefallenen Regelung am ehesten entspricht. 

(3) Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung erfolgen 

einvernehmlich und bedürfen der Schriftform.

ARTIKEL 12
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ANLAGEN ZUR  
VERWALTUNGSVEREINBARUNG 

Geringfügige Änderungen sind auf Rundungsdifferenzen zurückzuführen.

FONDS FRÜHE HILFEN ÜBER DIE BUNDESSTIFTUNG FRÜHE HILFEN

Erläuterungen zur Tabelle I:

1 Gemäß Umlaufbeschluss der JFMK 

vom 2. August 2019 (02/2019) kommt 

ab 1. Januar 2020 ein alternativer Ver-

teilschlüssel zur Anwendung. Dabei 

werden 66,7 % der Fördermittel des 

Haushaltsjahres 2019 dauerhaft pro 

Land festgeschrieben. Weitere Mittel 

werden über einen Verteilschlüssel - 

Königsteiner Schlüssel, Bevölkerung 

der unter 3-Jährigen und Bevölkerung 

der unter 3-Jährigen im SGB II Bezug 

zu je einem Drittel - den Ländern 

zugewiesen. 

2 Dem Königsteiner Schlüssel für das 

Haushaltsjahr 2018 liegen das Steu-

eraufkommen im Jahr 2016 und die 

Bevölkerungszahl von 2016 zugrunde 

(Quelle: Bundesanzeiger: Bekannt-

machung des Königsteiner Schlüssels 

für das Jahr 2018 vom 6. November 

2018).

3 Anzahl der Kinder unter 3 Jahren in 

den jeweiligen Ländern auf der Grund-

lage der Geburtenzahlen der Jahre 

2014/2015/2016 (Quelle: Statistik der 

Geburten – Genesis online Datenbank; 

statistisches Bundesamt).

4 Bestand an Kindern in Bedarfsgemein-

schaften im Alter von unter 3 Jahren 

(Jahresdurchschnittswert 2016) (Quel-

le: Bundesagentur für Arbeit - Zentra-

ler Statistik-Service: Deutschland nach 

Ländern - Gebietsstand Januar 2019).

TABELLE I 
AUFTEILUNG DER  
LEISTUNGEN NACH § 3 
ABS. 4 DES GESETZES 
ZUR KOOPERATION  
UND INFORMATION IM 
KINDERSCHUTZ (KKG)

(Alternativer Verteilschlüssel 

gem. JFMK-Umlaufbeschluss  

02/2019 vom 02.08.2019,  

Aktualisierung der Datengrund-

lagen in 2019)
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TABELLE II
KOORDINIERUNGSKOSTEN 
DER LÄNDER GEMÄSS 
ARTIKEL 5 ABSATZ 1

Basiskosten (Sockelbetrag) für die
Landeskoordinierungsstellen

Länder nach Einwohnern (EW) in Mio. gerundet
am 31.12. 2010

1. Kleine Länder
(unter 3 Mio. EW)

120.000 Euro

HB 0.66

SL 1.02

MV 1.64

HH 1.79

TH 2.23

ST 2.33

BB 2.50

SH 2.83

Zwischensumme: 960.000 Euro

2. Mittlere Länder
(ab 3 Mio. EW – unter 6 Mio. EW)

180.000 Euro

BE 3.46

RP 4.00

SN 4.15

Zwischensumme: 540.000 Euro

3. Große Länder I
(ab 6 Mio. EW – unter 10 Mio. EW)

240.000 Euro
HE 6.07

NI 7.92

Zwischensumme: 480.000 Euro

4. Große Länder II
(ab 10 Mio. EW)

300.000 Euro

BW 10.76

BY 12.54

NW 17.84

Zwischensumme: 900.000 Euro

Gesamtsumme der Koordinierungskosten der Länder: 2.880.000 Euro / Jahr

ANLAGEN ZUR  
VERWALTUNGSVEREINBARUNG 
FONDS FRÜHE HILFEN ÜBER DIE BUNDESSTIFTUNG FRÜHE HILFEN


